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Auszüge aus den Predigten des katholischen 
Bischofs von Münster,  
Clemens August Graf von Galen,  
im Jahr 1941 
 

Mutige Worte           (und auch Problematisches, von JK kursiv gekennzeichnet) 
 
 
 
13.7.1941 
Noch steht ganz Münster unter dem Eindruck der furchtbaren Verwüstungen, die der 
äußere Feind und Kriegsgegner in dieser Woche uns zugefügt hat … eine 
Schreckenswoche schauriger Feindesangriffe Da hat gestern, zum Schluss dieser 
Woche, gestern, am 12. Juli, die Geheime Staatspolizei die beiden Niederlassungen 
der Gesellschaft Jesu, des Jesuitenordens, in unserer Stadt, Haus Sentmaring an 
der Weseler Straße und das Ignatius-Haus an der Königsstraße beschlagnahmt, die 
Bewohner aus ihrem Eigentum vertrieben, die Patres und Brüder genötigt, unverzüg-
lich, noch am gestrigen Tage, nicht nur ihre Häuser, nicht nur unsere Stadt, sondern 
auch die Provinz Westfalen und die Rheinprovinz zu verlassen. Und das gleiche har-
te Los hat man ebenfalls gestern den Missionsschwestern von der Unbefleckten 
Empfängnis in Wilkinghege, an der Steinfurter Straße, bereitet. Auch ihr Haus wurde 
beschlagnahmt, die Schwestern sind aus Westfalen ausgewiesen und müssen Müns-
ter bis heute Abend 6 Uhr verlassen. Die Ordenshäuser und Besitzungen sind samt 
Inventar zu Gunsten der Gauleitung Westfalen-Nord enteignet. So ist also der Klos-
tersturm, der schon länger in der Ostmark, in Süddeutschland, in den neu erworbe-
nen Gebieten Warthegau, Luxemburg, Lothringen und anderen Reichsteilen wütete, 
auch hier in Westfalen ausgebrochen. … 
Schon mehrfach und noch vor kurzer Frist haben wir es erlebt, dass die Gestapo 
unbescholtene, hochangesehene deutsche Menschen ohne Gerichtsurteil und Ver-
teidigung gefangensetzte, ihrer Freiheit beraubte, aus der Heimat auswies und 
irgendwo internierte. … Der physischen Obermacht der Gestapo steht jeder deutsche 
Staatsbürger völlig schutzlos und wehrlos gegenüber. Völlig wehrlos und schutzlos! 
Das haben viele deutsche Volksgenossen im Laufe der letzten Jahre an sich erfah-
ren … 
… wenn ich öffentlich die Beseitigung dieses Zustandes und die gerichtliche Nach-
prüfung oder Zurücknahme aller Maßnahmen der Gestapo fordere, dann tue ich 
nichts anderes, als was auch der Generalgouverneur und Reichsminister Dr. Hans 
Frank getan hat, der im Februar dieses Jahres in der Zeitschrift der „Akademie für 
Deutsches Recht“ (1941, 2. Heft, S. 25) geschrieben hat: „Wir wollen jene solide 
Ausgeglichenheit der inneren Ordnung, die das Strafrecht nicht umkippen lässt in die 
absolute Autorität staatsanwaltlicher Verfolgungsmacht gegenüber einem von vorn-
herein verurteilten und jeglicher Verteidigungsmittel beraubten Angeklagten. … Das 
Recht muss dem einzelnen die legale Möglichkeit zur Verteidigung, zur Aufklärung 
des Tatbestandes und damit zur Sicherung gegen Willkür und Unrecht bieten. … 
Sonst sprechen wir besser nicht von Strafrecht, sondern nur von Strafgewalt ... Es ist 
unmöglich, das Rechtsgebäude zugleich mit einer völlig verteidigungslosen Ver-
dammung zu kombinieren ... Unsere Aufgabe ist es – ebenso laut und nachdrücklich 
wie andere, die Autorität in jeder Form vertreten - zum Ausdruck zu bringen, dass wir 
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die Autorität des Rechts als wesentlichen Bestandteil einer dauernden Macht mutig 
zu vertreten haben.“ … 
Wie viele deutsche Menschen schmachten in Polizeihaft, in Konzentrationslagern, 
sind aus ihrer Heimat ausgewiesen, die niemals von einem ordentlichen Gericht ver-
urteilt worden sind, oder die nach Freispruch vor Gericht oder nach Verbüßung der 
vom Gericht verhängten Strafe erneut von der Gestapo gefangengenommen und in 
Haft gehalten werden! … Der Name eines evangelischen Mannes, der im Weltkrieg 
als deutscher Offizier und Unterseebootkommandant sein Leben für Deutschland 
eingesetzt hat, und nachher als evangelischer Pfarrer auch in Münster gewirkt hat, 
und der jetzt schon seit Jahren seiner Freiheit beraubt ist, ist euch allen bekannt1, 
und wir alle haben die größte Hochachtung vor der Tapferkeit und dem Bekennermut 
dieses edlen deutschen Mannes. … 
Das hat ein hoher Justizbeamter im Jahre 1937 im Reichsverwaltungsblatt offen und 
mutig ausgesprochen. Er schrieb: „Je größer die Machtvollkommenheit einer Behör-
de ist, um so notwendiger ist eine Gewähr für einwandfreie Handhabung; denn um 
so schwerer werden Missgriffe empfunden, um so größer ist auch die Gefahr der 
Willkür und des Missbrauchs. Wird die Verwaltungsgerichtsbarkeit ausgeschlossen, 
so muss in jedem Fall ein geordneter Weg für unparteiische Kontrolle gegeben sein, 
so dass kein „Gefühl der Rechtlosigkeit aufkommen kann, das jedenfalls auf die 
Dauer die Volksgemeinschaft schwer schädigen müsste“ (Reichsverwaltungsblatt 
1937, S. 572 - Herbert Schelcher, Präsident des Sächsischen Oberverwaltungs-
gerichts in Dresden). … Da wir alle keinen Weg kennen, der für eine unparteiische 
Kontrolle der Maßnahmen der Gestapo, ihrer Freiheitsbeschränkungen, ihrer Aufent-
haltsverbote, ihrer Verhaftungen, ihres Gefangenhaltens deutscher Volksgenossen in 
Konzentrationslagern gegeben wäre, so hat bereits in weitesten Kreisen des deut-
schen Volkes ein Gefühl der Rechtlosigkeit, ja feiger Ängstlichkeit Platz gegriffen, 
das die deutsche Volksgemeinschaft schwer schädigt. - Die Pflicht meines bischöf-
lichen Amtes, für die sittliche Ordnung einzutreten, die Pflicht meines Eides, in dem 
ich vor Gott und vor dem Vertreter der Reichsregierung gelobt habe, nach Kräften 
„jeden Schaden zu verhüten, der das deutsche Volk bedrohen könnte“, drängen 
mich, angesichts der Taten der Gestapo, diese Tatsache öffentlich warnend auszu-
sprechen. … 
Lasset uns beten … für unser deutsches Volk und Vaterland und seinen Führer! 
 
 
––––––––––––––––––– 
 
 
20.7.1941 
… aus den Reihen der Hiltruper Missionare stehen zur Zeit, wie ich kürzlich zuver-
lässig erfuhr, 161 Männer als deutsche Soldaten im Felde, teilweise direkt vor dem 
Feinde, 53 Patres von Hiltrup sind als Sanitäter im Dienste der verwundeten Solda-
ten tätig, 42 Theologen und Brüder dienen als Soldaten mit der Waffe dem Vater-
land, sind teilweise schon mit dem Eisernen Kreuz, dem Sturmabzeichen und ande-
ren Auszeichnungen geschmückt. Ähnlich ist es bei den Patres Kamillianern von 
Sudmühle, bei den Jesuiten von Sentmaring und bei den Benediktinern von St. Josef 
in Gerleve! Während diese deutschen Männer, in treuer Kameradschaft mit den 
anderen deutschen Brüdern, unter Einsatz ihres Lebens, gehorsam ihrer Pflicht, für 
die Heimat kämpfen … 

 
1 Martin Niemöller 
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Ich bin am Montag, dem 14. Juli, persönlich beim Herrn Regierungspräsidenten 
gewesen und habe ihn um Schutz für die Freiheit und das Eigentum schuldloser 
deutscher Menschen gebeten. Er hat mir erklärt, dass die Gestapo eine völlig selb-
ständige und von der Regierung unabhängige Behörde sei, in deren Maßnahmen er 
nicht eingreifen könne. … Am gleichen Montag, dem 14. Juli, habe ich an die 
Reichskanzlei des Führers in Berlin ein Telegramm gesandt … „ … Ich bitte den Füh-
rer und Reichskanzler im Interesse der Gerechtigkeit und der Geschlossenheit der 
inneren Front um Schutz für die Freiheit und das Eigentum dieser ehrenwerten deut-
schen Menschen gegen die Willkürmaßnahmen der Gestapo und gegen Beraubung 
zu Gunsten der Gauleitung.“ … 
Dieses strafweise Vorgehen der Gestapo gegen Schuldlose, ohne gerichtliches Ver-
fahren, ohne Verteidigungsmöglichkeit … zerstört die Rechtssicherheit, untergräbt 
das Rechtsbewusstsein und vernichtet das Vertrauen auf die Staatsführung. Gewiss, 
wir Christen machen keine Revolution! Wir werden weiter treu unsere Pflicht tun im 
Gehorsam gegen Gott, aus Liebe zu unserem deutschen Volk und Vaterland. Unsere 
Soldaten werden kämpfen und sterben für Deutschland, aber nicht für jene Men-
schen, die durch ihr grausames Vorgehen gegen unsere Ordensleute, gegen ihre 
Brüder und Schwestern, unsere Herzen verwunden und dem deutschen Namen vor 
Gott und den Mitmenschen Schmach antun. Wir kämpfen tapfer weiter gegen den 
äußeren Feind. Gegen den Feind im Innern, der uns peinigt und schlägt, können wir 
nicht mit Waffen kämpfen. … 
Fragt den Schmiedemeister und lasst es euch von ihm sagen: Was auf dem Amboss 
geschmiedet wird, erhält seine Form nicht nur vom Hammer, sondern auch vom 
Amboss. Der Amboss kann nicht und braucht auch nicht zurückzuschlagen, er muss 
nur fest, nur hart sein! Wenn er hinreichend zäh, fest, hart ist, dann hält meistens der 
Amboss länger als der Hammer. … Was in dieser Zeit geschmiedet wird zwischen 
Hammer und Amboss, ist unsere Jugend: die heranwachsende, die noch unfertige, 
die noch bildungsfähig weiche Jugend! Wir können sie den Hammerschlägen des 
Unglaubens, der Christentumsfeindlichkeit, der falschen Lehren und Sitten nicht ent-
ziehen. Was wird ihnen vorgetragen und aufgedrängt in ihren Heimabenden und den 
Dienststunden jener Jugendvereinigungen, denen sie, wie man sagt, unter Zustim-
mung ihrer Eltern freiwillig beigetreten sind? Was hören sie in den Schulen, in die 
heute alle Kinder ohne Rücksicht auf den Willen der Eltern hineingezwungen wer-
den? Was lesen sie in den neuen Schulbüchern? Lasst euch doch, christliche Eltern, 
die Bücher zeigen, besonders die Geschichtsbücher der höheren Schulen! Ihr werdet 
entsetzt sein …  
Es mag sein, dass, zumal im Kriege, eine starke Überwachung und Lenkung, ja auch 
die Zusammenfassung und Zwangssteuerung von Produktion und Wirtschaft, von 
Erzeugung und Verbrauch notwendig ist, und wer wird das nicht aus Liebe zu Volk 
und Vaterland willig tragen! Aber damit ist auch eine Abhängigkeit jedes einzelnen 
von vielen Personen und Dienststellen gegeben, die nicht nur die Freiheit des Han-
delns beschränken, sondern auch die freie Unabhängigkeit der Gesinnung in schwe-
re Gefahr und Versuchung bringen, wenn diese Personen und Dienststellen zugleich 
eine christentumsfeindliche Weltanschauung vertreten und bei den von ihnen abhän-
gigen Menschen durchzusetzen suchen. … 
 
 
––––––––––––––– 
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3.8.1941 
In dem am 6. Juli dieses Jahres in allen katholischen Kirchen Deutschlands verlese-
nen gemeinsamen Hirtenbrief der deutschen Bischöfe vom 26. Juni 1941 heißt es 
unter anderem: „Gewiss gibt es nach der katholischen Sittenlehre positive Gebote, 
die nicht mehr verpflichten, wenn ihre Erfüllung mit allzu großen Schwierigkeiten ver-
bunden wäre. Es gibt aber auch heilige Gewissensverpflichtungen, von denen nie-
mand uns befreien kann, die wir erfüllen müssen, koste es, was es wolle, koste es 
uns selbst das Leben: Nie, unter keinen Umständen darf der Mensch außerhalb des 
Krieges und der gerechten Notwehr einen Unschuldigen töten.“ Ich hatte schon am 
6. Juli Veranlassung, diesen Worten des gemeinsamen Hirtenbriefes folgende Erläu-
terung hinzuzufügen: “Seit einigen Monaten hören wir Berichte, dass aus Heil- und 
Pflegeanstalten für Geisteskranke auf Anordnung von Berlin Pfleglinge, die schon 
länger krank sind und vielleicht unheilbar erscheinen, zwangsweise abgeführt wer-
den. Regelmäßig erhalten dann die Angehörigen nach kurzer Zeit die Mitteilung, der 
Kranke sei verstorben, die Leiche sei verbrannt, die Asche könne abgeliefert werden. 
Allgemein herrscht der an Sicherheit grenzende Verdacht, dass diese zahlreichen 
unerwarteten Todesfälle von Geisteskranken nicht von selbst eintreten, sondern 
absichtlich herbeigeführt werden, dass man dabei jener Lehre folgt, die behauptet, 
man dürfe sogenanntes lebensunwertes Leben vernichten, also unschuldige Men-
schen töten, wenn man meint, ihr Leben sei für Volk und Staat nichts mehr wert. Eine 
furchtbare Lehre, die die Ermordung Unschuldiger rechtfertigen will, die die gewalt-
same Tötung der nicht mehr arbeitsfähigen Invaliden, Krüppel, unheilbar Kranken, 
Altersschwachen grundsätzlich freigibt!“ Wie ich zuverlässig erfahren habe, werden 
jetzt auch in den Heil- und Pflegeanstalten der Provinz Westfalen Listen aufgestellt 
von solchen Pfleglingen, die als sogenannte unproduktive’ Volksgenossen abtrans-
portiert und in kurzer Zeit ums Leben gebracht werden sollen. Aus der Anstalt 
Marienthal bei Münster ist im Laufe dieser Woche der erste Transport abgegangen! 
Deutsche Männer und Frauen! Noch hat Gesetzeskraft der § 211 des Reichsstraf-
gesetzbuches, der bestimmt: „Wer vorsätzlich einen Menschen tötet, wird, wenn er 
die Tötung mit Überlegung ausgeführt hat, wegen Mordes mit dem Tode bestraft.“ 
Wohl um diejenigen, die jene armen Menschen, Angehörige unserer Familien, vor-
sätzlich töten, vor dieser gesetzlichen Bestrafung zu bewahren, werden die zur 
Tötung bestimmten Kranken aus der Heimat abtransportiert in eine entfernte Anstalt. 
Als Todesursache wird dann irgendeine Krankheit angegeben. Da die Leiche sofort 
verbrannt wird, können die Angehörigen und auch die Kriminalpolizei es hinterher 
nicht mehr feststellen, ob die Krankheit wirklich vorgelegen hat und welche Todes-
ursache vorlag. Es ist mir aber versichert worden, dass man im Reichsministerium 
des Innern und auf der Dienststelle des Reichsärzteführers Dr. Conti gar kein Hehl 
daraus mache, dass tatsächlich schon eine große Zahl von Geisteskranken in 
Deutschland vorsätzlich getötet worden ist und in Zukunft getötet werden soll. Das 
Reichsstrafgesetzbuch bestimmt in § 139: „Wer von dem Vorhaben ... eines Verbre-
chens wider das Leben ... glaubhafte Kenntnis erhält und es unterlässt, der Behörde 
oder dem Bedrohten hiervon zur rechten Zeit Anzeige zu machen, wird ... bestraft.“ 
Als ich von dem Vorhaben erfuhr, Kranke aus Marienthal abzutransportieren, um sie 
zu töten, habe ich am 28. Juli bei der Staatsanwaltschaft beim Landgericht Münster 
und bei dem Herrn Polizeipräsidenten in Münster Anzeige erstattet durch einge-
schriebenen Brief mit folgendem Wortlaut: “Nach mir zugegangenen Nachrichten soll 
im Laufe dieser Woche (man spricht vom 31. Juli) eine große Anzahl Pfleglinge der 
Provinzialheilanstalt Marienthal bei Münster als sogenannte ‘unproduktive Volks-
genossen’ nach der Heilanstalt Eichberg überführt werden, um dann alsbald, wie es 
nach solchen Transporten aus anderen Heilanstalten nach allgemeiner Überzeugung 
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geschehen ist, vorsätzlich getötet zu werden. Da ein derartiges Vorgehen nicht nur 
dem göttlichen und natürlichen Sittengesetz widerstreitet, sondern auch als Mord 
nach § 211 des Reichsstrafgesetzbuches mit dem Tode zu bestrafen ist, erstatte ich 
gemäß § 139 des Reichsstrafgesetzbuches pflichtgemäß Anzeige und bitte, die 
bedrohten Volksgenossen unverzüglich durch Vorgehen gegen die den Abtransport 
und die Ermordung beabsichtigenden Stellen zu schützen und mir von dem Veran-
lassten Nachricht zu geben.“ Nachricht über ein Einschreiten der Staatsanwaltschaft 
oder der Polizei ist mir nicht zugegangen. 
Ich hatte bereits am 26. Juli bei der Provinzialverwaltung der Provinz Westfalen, der 
die Anstalten unterstehen, der die Kranken zur Pflege und Heilung anvertraut sind, 
schriftlich ernstesten Einspruch erhoben. Es hat nichts genützt! Der erste Transport 
der schuldlos zum Tode Verurteilten ist von Marienthal abgegangen! Und aus der 
Heil- und Pflegeanstalt Warstein sind, wie ich höre, bereits 800 Kranke abtranspor-
tiert worden. So müssen wir damit rechnen, dass die armen, wehrlosen Kranken über 
kurz oder lang umgebracht werden. Warum? Nicht weil sie ein todeswürdiges Ver-
brechen begangen haben, nicht etwa, weil sie ihren Wärter oder Pfleger angegriffen 
haben, so dass diesem nichts anderes übrigblieb, als dass er zur Erhaltung des 
eigenen Lebens in gerechter Notwehr dem Angreifer mit Gewalt entgegentrat, Das 
sind Fälle, in denen neben der Tötung des bewaffneten Landesfeindes im gerechten 
Kriege Gewaltanwendung bis zur Tötung erlaubt und nicht selten geboten ist. Nein, 
nicht aus solchen Gründen müssen jene unglücklichen Kranken sterben, sondern 
darum, weil sie nach dem Urteil irgendeines Amtes, nach dem Gutachten irgendeiner 
Kommission ‘lebensunwert’ geworden sind, weil sie nach diesem Gutachten zu den 
‘unproduktiven’ Volksgenossen gehören. Man urteilt: Sie können nicht mehr Güter 
produzieren, sie sind wie eine alte Maschine, die nicht mehr läuft, sie sind wie ein 
altes Pferd, das unheilbar lahm geworden ist, sie sind wie eine Kuh, die nicht mehr 
Milch gibt. Was tut man mit solch alter Maschine? Sie wird verschrottet. Was tut man 
mit einem lahmen Pferd, mit solch einem unproduktiven Stück Vieh? Nein, ich will 
den Vergleich nicht bis zu Ende führen -, so furchtbar seine Berechtigung ist und sei-
ne Leuchtkraft! Es handelt sich hier ja nicht um Maschinen, es handelt sich nicht um 
Pferd oder Kuh, deren einzige Bestimmung ist, dem Menschen zu dienen, für den 
Menschen Güter zu produzieren! Man mag sie zerschlagen, man mag sie schlach-
ten, sobald sie diese Bestimmung nicht mehr erfüllen. Nein, hier handelt es sich um 
Menschen, unsere Mitmenschen, unsere Brüder und Schwestern! Arme Menschen, 
kranke Menschen, unproduktive Menschen meinetwegen. Aber haben sie damit das 
Recht auf das Leben verwirkt? Hast du, habe ich nur solange das Recht zu leben, 
solange wir produktiv sind, solange wir von anderen als produktiv anerkannt werden? 
Wenn man den Grundsatz aufstellt und anwendet, dass man den ‘unproduktiven’ 
Mitmenschen töten darf, dann wehe uns allen, wenn wir alt und altersschwach wer-
den! Wenn man die unproduktiven Mitmenschen töten darf, dann wehe den Invali-
den, die im Produktionsprozess ihre Kraft, ihre gesunden Knochen eingesetzt, geop-
fert und eingebüßt haben! Wenn man die unproduktiven Mitmenschen gewaltsam 
beseitigen darf, dann wehe unseren braven Soldaten, die als schwer Kriegsverletzte, 
als Krüppel, als Invaliden in die Heimat zurückkehren! Wenn einmal zugegeben wird, 
dass Menschen das Recht haben, ‘unproduktive’ Mitmenschen zu töten - und wenn 
es jetzt zunächst auch nur arme, wehrlose Geisteskranke trifft -, dann ist grundsätz-
lich der Mord an allen unproduktiven Menschen, also an den unheilbar Kranken, den 
arbeitsunfähigen Krüppeln, den Invaliden der Arbeit und des Krieges, dann ist der 
Mord an uns allen, wenn wir alt und altersschwach und damit unproduktiv werden, 
freigegeben. Dann braucht nur irgendein Geheimerlass anzuordnen, dass das bei 
den Geisteskranken erprobte Verfahren auf andere ‘Unproduktive’ auszudehnen ist, 
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dass es auch bei den unheilbar Lungenkranken, bei den Altersschwachen, bei den 
Arbeitsinvaliden, bei den schwerkriegsverletzten Soldaten anzuwenden ist. Dann ist 
keiner von uns seines Lebens mehr sicher. Irgendeine Kommission kann ihn auf die 
Liste der ‘Unproduktiven’ setzen, die nach ihrem Urteil ‘lebensunwert’ geworden sind. 
Und keine Polizei wird ihn schützen und kein Gericht seine Ermordung ahnden und 
den Mörder der verdienten Strafe übergeben! Wer kann dann noch Vertrauen haben 
zu einem Arzt? Vielleicht meldet er den Kranken als ‘unproduktiv’ und erhält die 
Anweisung, ihn zu töten. Es ist nicht auszudenken, welche Verwilderung der Sitten, 
welch allgemeines gegenseitiges Misstrauen bis in die Familien hineingetragen wird, 
wenn diese furchtbare Lehre geduldet, angenommen und befolgt wird. Wehe den 
Menschen, wehe unserem deutschen Volk, wenn das heilige Gottesgebot: „Du sollst 
nicht töten!“, das der Herr unter Donner und Blitz auf Sinai verkündet hat, das Gott 
unser Schöpfer, von Anfang an in das Gewissen der Menschen geschrieben hat, 
nicht nur übertreten wird, sondern wenn diese Übertretung sogar geduldet und unge-
straft ausgeübt wird! 
Ich will euch ein Beispiel sagen von dem, was jetzt geschieht. In Marienthal war ein 
Mann von etwa 55 Jahren, ein Bauer aus einer Landgemeinde des Münsterlandes - 
ich könnte euch den Namen nennen -, der seit einigen Jahren unter Geistesstörun-
gen leidet und den man daher der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Marienthal zur 
Pflege anvertraut hat. Er war nicht richtig geisteskrank, er konnte Besuche empfan-
gen und freute sich immer, so oft, seine Angehörigen kamen. Noch vor 14 Tagen hat-
te er Besuch von seiner Frau und von einem seiner Söhne, der als Soldat an der 
Front steht und Heimaturlaub hatte. Der Sohn hängt sehr an seinem kranken Vater. 
So war der Abschied schwer. Wer weiß, ob der Soldat wiederkommt, den Vater wie-
dersieht, denn er kann ja im Kampf für die Volksgenossen fallen. Der Sohn, der Sol-
dat, wird den Vater wohl sicher auf Erden nicht wiedersehen, denn er ist seitdem auf 
die Liste der Unproduktiven gesetzt. Ein Verwandter, der den Vater in dieser Woche 
in Marienthal besuchen wollte, wurde abgewiesen mit der Auskunft, der Kranke sei 
auf Anordnung des Ministerrats für Landesverteidigung von hier abtransportiert. 
Wohin, könne nicht gesagt werden. Den Angehörigen werde in einigen Tagen Nach-
richt gegeben werden. Wie wird diese Nachricht lauten? Wieder so, wie in anderen 
Fällen? Dass der Mann gestorben sei, dass die Leiche verbrannt sei, dass die Asche 
gegen Entrichtung einer Gebühr abgeliefert werden könne? Dann wird der Soldat, 
der im Felde steht und sein Leben für die deutschen Volksgenossen einsetzt, den 
Vater hier auf Erden nicht wiedersehen, weil deutsche Volksgenossen in der Heimat 
ihn ums Leben gebracht haben! Die von mir ausgesprochenen Tatsachen stehen 
fest. Ich kann die Namen des kranken Mannes, seiner Frau, seines Sohnes, der Sol-
dat ist, nennen und den Ort, wo sie wohnen. „Du sollst nicht töten!“ Gott hat dieses 
Gebot in das Gewissen der Menschen geschrieben, längst ehe ein Strafgesetzbuch 
den Mord mit Strafe bedrohte, längst ehe Staatsanwaltschaft und Gericht den Mord 
verfolgten und ahndeten. Kain, der seinen Bruder Abel erschlug, war ein Mörder, 
lange bevor es Staaten und Gerichte gab. Und er bekannte, gedrängt von der Ankla-
ge seines Gewissens: „Größer ist meine Missetat, als dass ich Verzeihung finden 
könnte! . . . jeder, der mich findet, wird mich, den Mörder töten (Gen 4,13). “Du sollst 
nicht töten!“ Dieses Gebot Gottes, des einzigen Herrn, der das Recht hat, über Leben 
und Tod zu bestimmen, war von Anfang an in die Herzen der Menschen geschrieben 
… 




